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In Beantwortung der schriftlichen parlamentarischen Anfrage Nr. 

4509/J betreffend die Errichtung von Radfahrwegen entlang der 

Bundesstraßen, welche die Abgeordneten Dr. Josef Lackner und 

Kollegen am 9. November 1989 an mich richteten, beehre ich mich 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu Punkt 1 der Anfrage: 

Ich begrüße, daß meine positive Einstellung zur Errichtung von 

Radverkehrsanlagen auch in der Bevölkerung große Zustimmung ge­

funden hat. Dem Vorschlag, die Bankette von Bundesstraßen zum 

Zwecke des Radverkehrs zu asphaltieren, kann ich leider nicht 

nähertreten, da durch die Verbreiterung der Straße einerseits 

schwerste Bedenken in Bezug auf die Verkehrssicherheit entstehen 

und es andererseits nicht zu der gewünschten Entlastung der Bun­

desstraßen vom Langsamverkehr kommen würde. Hinsichtlich derar­

tiger Anlagen hat auch die Tourismuswirtschaft andere Vorstel­

lungen, da der Erholungs- und Freizeitwert nicht gegeben wäre und 

durch abgesonderte Radwege bessere Ergebnisse zu erzielen sind. 
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Zu Punkt 2 der AnTrage: 

In der vorgeschlagenen Form kann von keinen sicheren Verkehrs­

Tlächen Tür Fußgänger und RadTahrer gesprochen werden. Meine 

bereits getroTfene Anordnung sieht vielmehr vor, daß bei allen 

neu zu errichtenden Bundesstraßen untersucht werden wird, ob ein 

Rad- bzw. Fußweg erTorderlich ist. Dieser ist dann in jedem Fall 

getrennt zu Tühren. Durch diese getrennte Führung wird eine Ent­

Tlechtung des Langsamverkehrs vom Schnellverkehr und damit eine 

sichere und umweltTreundliche Lösung erreicht. Erste Projekte 

wurden bereits verwirklicht. 

Zu Punkt 3 der AnTrage: 

Entsprechend der im Rahmen des österreichischen RadverKehrskon­

zeptes angestellten Ausbaurahmenplanung sind für kurzTristig 

geplante Bauvorhaben, die in den jeweiligen Bundesländerbaupro­

grammen zu bedecken sind, rund 50 Millionen Schilling veran­

schlagt. Exakte Angaben sind, zufolge der zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt in meinem Ressort lauTenden Budgetverhandlungen für 

1990, derzeit nicht möglich. 

Zu Punkt 4 der AnTrage: 

Vom Bundesland Tirol sind bislang Budgetmittel für die Errichtung 

von Radverkehrsanlagen im Jahre 1990 in einer Größenordnung von 

rund 2 Millionen Schilling beantragt. 

Zu Punkt 5 der Anfrage: 

Ca. 1 Million Schilling entTällt für die Errichtung der Radver­

kehrsanlage "Lienz - Debant" und ca. 1 Million Schilling für die 

Asphaltierung der überregionalen Radroute Telfs - Jenbach im 5,8 

km langen Abschnitt "Innsbruck - Kematen". 
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Zu den Punkten 6 und? der Anfrage: 

Konkret wurde von meinem Ressort bis dato ein Projekt für die 

Errichtung der Radverkehrsanlage "Lienz - Debant" im Zuge der 

B 100 Orautal Straße genehmigt. Darüber hinaus habe ich den Lan­

deshauptmann von Tirol (Bundesstraßenverwaltung) angewiesen, die 

Möglichkeit der Weiterführung des im Jahre 1989 errichteten Rad­

weges Lienz - ThaI - Abfaltersbach entlang der B 100 Drautal 

Straße und der Drau, sowohl in westlicher Richtung bis zur Staats­

grenze österreich/Italien als auch in östlicher Richtung bis zur 

Landesgrenze nach Kärnten, zu prüfen. 
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